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ne  —_ und versucht haben, 1sSt NUu rechtlich abgesıichert. Bıs ent der Bevölkerung zumındest iıne loyale Eınstellung
dahın hätte jede karıtatıve Tätıigkeıt, jede Sonntagsschule, den Glaubensgemeinschaften hervorzubringen.
die massenhafte Einfuhr VO Bıbeln und hre Verteilung Schliefßlich und nıcht zuletzt wırd nach Inkrafttreten desunterbunden un: bestraft werden können. (Gesetzes mancher Zwiıespalt innerhalb der relıg1ösenMiıt dem Gesetz sınd jedoch nıcht alle Probleme g- Gemeinschaften autbrechen. Es 1St keın Geheimnıis, da{fßOSt. och 1St die SowjJetunion keın Rechtsstaat, (Gesetze

INa  —; innerhalb der Russıisch-Orthodoxen Kiırche zumindestkönnen beachtet, aber S1€e können auch u  n oder el- dreı Gruppen unterscheiden kann: Den Epıiskopat, diegenwillıg ausgelegt werden. Und W as INa  a 1ın Moskau e
fiehlt, wırd noch lange nıcht In allen Teılen des Landes Gemeıindepriester und schliefßlich Jene Gläubigen, die

dem Episkopat schon lange vorwerfen, daß sıch In denbefolgt. Nehmen WIr eın Daar eintache Beıispıiele: Eıne relı-
x1ÖSeE Gemeinschaft möchte relıg1öse Liıteratur rucken. Dıenst der Machthaber begeben habe EsS o1bt bereıts Ge-

meıinden, die sıch VO Moskauer DA ara losgesagtDer zuständıge Funktionär für die Zuteijlung VO  — Papıer und der orthodoxen Auslandskıirche unterstellt haben1St jedoch eın überzeugter Atheıst. Er erklärt: „Wır haben Wıe 1St da dann dıe Rechtslage?Papıermangel allen Ecken, die Zuteilung für 1990 1St Unklar 1St auch weıterhın, WI1IE der Kontftlıikt zwıschen dembereits erfolgt. Ich kann nıchts geben.” der FEıne Ge-
meınschaft ordert dıe Rückgabe eınes Gotteshauses. Der Moskauer Patrıarchat und der Unıilerten Kırche In der

Ukraine aufgelöst werden kann. Derzeıt o1bt ‚War wIlie-zuständıge Funktionär erklärt: „Dieses Gotteshaus be-
kommt Ihr natürlıch, sobald WIr eın anderes Gebäude für der Hunderte VO Gemeıinden der katholischen Unıierten,

aber noch keıine anerkannte kırchliche Organısatıon. Dıiıedas darın untergebrachte Instıtut (Bıbliothek, Museum
USW.) haben.“ Unılerten ordern VO der Russısch-Orthodoxen Kirche,

da{fß iıhnen es zurückgegeben wiırd, W as sıch das Mos-
Auf die Eigenwilligkeit aufmüpfiger Unionsrepubliıken 1St kauer Patrıarchat 1946 angeeıgnet hat, nachdem die
bereıts hingewiesen worden. Mehrtach wurde erklärt, da{fß Unierte Kırche ıIn Zusammenarbeıt zwıschen Stalın und
dıe Moskauer Gesetze 1n der Jjeweılıgen Republık U  — dem Patrıarchat ZWwangsweıse aufgelöst wurde.
dann In Kraftt LHELENE WEn der eıgene Oberste SowjJet der Dıie staatlıchen Behörden möchten, dafß dieser Streit Z7W1-
Republık S1€e akzeptiert hat Es o1bt ferner genügend Be1- schen den beiden Kırchen ausgetragen wırd. Das NEeELUE

spiele dafür, dafß Provinztunktionäre ın iıhrem Machtbe- (sesetz Sagl auch nıchts darüber, ob und Ww1e€e iıne relıg1öse
reich sehr eigenmächtig walten. Und autf diıesen Posten Gemeinschaft entschädıgt werden soll, die In der Vergan-
sıtzen noch genügend alte Parteimitglieder und über- genheit ausgeplündert oder vernichtet worden ISt KOn-
ZEeEUZLE Atheisten. flikte werden auch noch auftreten, un sınd bereıts
Dıie Zahl der Gläubigen wırd 1n der SowJetunion auf aufgetreten, Wenn natıonale Interessen VOoO  a kırchlichen
Miıllıonen geschätzt be]l einer Gesamtbevölkerung VO Organısatiıonen unterstuützt werden.
286 Miıllıonen. Offtiziell spricht INa  e 08 UTr VO  = bıs es iın allem Das NEUE (Gesetz 1STt eın gewaltiger Fort-
20 Prozent der Bevölkerung, die gläubıg seın sollen. Wıe schritt. hne Gorbatschows Schwenk In der Religionspo-
lange wiırd dauern, ehe die jahrzehntelange Einhämme- lıtık WwWAare nıcht möglıch SCWESECN. Um dıe iın der
runs des Atheismus ihren Einflufß eingebüßt hat? Eıne Vergangenheıt geschaffenen Probleme und Konflikte
Generatıiıon wırd dazu nıcht ausreichen, be]l Pro- lösen, reicht dieses (Gesetz alleın jedoch nıcht 4US

Panl Roth

Schwierigkeiten mıt der pluralıstischen
Gesellschaft
Wıll Polens Kıiırche den katholischen Staat”
In Polen zuurde ZU' Schuljahr 990/91] der Batholische Reli- Der Untergang der realsozıalıstiıschen Gesellschattsord-
g10nsunterricht den Schulen wiedereingeführt. Der Senat Nungs 1m östlıchen Teıl Europas und der Aufbau pluralıstı-
nahm 1ne Gesetzesvorlage a dıe die bisherige Abtreibungs- scher un: demokratischer Ordnungsmodelle zwingt dıe
regelung einschneidend verschärft. In heiden Fällen steht IM Kıirchen einer Standortbestimmung. Dıies gilt
Hintergrund dıe Frage nach dem Einfluß der katholıschen für die katholische Kırche In Polen 1m esonderen. ber
Kirche auf Staat UN: Gesellschaft: Ist s$Le bereit, den jetzt eNL- vierz1g Jahre lang vereinıgten sıch auf ihr WI1€e nırgendwo
stehenden Pluralismus akzeptieren, oder $Le auf den on die Hoffnungen eıner nıchtkommunistischen Bevöl-
„katholischen Staat“? Auch ın den Wahlkämpfen der ndachsten kerung be]l der zähen Abwehr staatlıcher Allmachtansprü-
Monate z ırd dıese Frage 1Nne Rolle spielen. che Di1e katholische Kırche Polens War vergleicht INa  Z
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hre Posıtion mıt der anderer Kirchen In den sozılalıst1i- der Verhandlungspartner die letzte Regierung „Volks”-
schen Nachbarländern aufgrund iıhrer identitätsstiften- polens (Mınısterpräsident Rakowskı) und mehr „nıcht
den Rolle seIlt dem Jahrhundert besonders erfolgreıich. drın“ War Es sprachen aber auch relıgıonspädagogische
Sıe galt als eıner der großen Sıeger der Beireiungsbewe- Argumente für dıe Aufrechterhaltung der bısherigen ka
SunNng der achtziger Jahre, der 4A4US ıhrer Mıtte kommende techetischen Punkte“
Papst als das moralısche Rückegrat der „Solıdarnost”-Be-
WCSUNS.

In den tolgenden Onaten wurde die besondere Rolle der
katholischen Kırche In Polen durch weıtere RegelungenAuf dem Zenıt ihres Einflusses und ihres Ansehens ın der

polnıschen Gesellschaft die Akzeptanz ıhrer gesell- unterstrichen. Vıerzig Jahre lang hatte S1€ sıch ıIn erster )
n1ı€e für die geistigen und materıellen Rechte der Natıonschaftspolıitischen Rolle WAar 1ın den etzten zZWwanzıg Jah-

DE  m kommunistischer Herrschaft kontinuierlich gestiegen stark gemacht. Nun forderte S1e die Absıcherung iıhrer —

Stellung. Ende Junı L089, unmıttelbar nach densıeht S1e sıch seIt der Etablierung einer ersten VO olk für die Kommunisten verheerenden SeJm- und Senats-legıtimıerten Regierung 1M September 1989 und der Her-
ausbildung der organısatorischen Infrastruktur eiıner plu- wahlen, wurden In einer Vereinbarung miıt der Regierung

wöchentlich iıne Stunde Sendezeiıit 1mM landesweit AUSSE-ralıstiıschen Gesellschaft westeuropäıischen TIyps VT dıe
Herausforderung gestellt, das Verhältnis dieser Gesell- strahlten Fernsehprogramm und zusätzlıch 15 1ınuten

pPro Woche 1ın den Regionalprogrammen In Krakau undschaft, notgedrungenermaßen auch ZUR Werteplura-
lısmus, definieren. Bısher NAYAZANE für dıe katholische Kattowiıtz ausgehandelt. Neben der bısher schon jeden

Sonntag über Rundfunk ausgestrahlten Messe wurde derKıirche eın leichtes SCWESCH, die Rechte der Individuen g - Kırche auf WEeI Radıokanälen noch einmal|l iıne Stundegenüber einem totalıtären Macht- und Verfügungsan-
spruch postulıeren, ohne sıch mIıt den unterschiıedli- Sendezeiıt PrOÖ Woche eingeräumt. Am Julı 1989 WUr-

den die dıplomatischen Beziehungen zwischen Polen UNchen Vorstellungen VO eıner freien Gesellschaft 1m
einzelnen auseınandersetzen mussen

dem Heılıgen Stuhl wiederhergestellt und Prälat Jözef Ko-
walczyk, bısher Miıtarbeiter des Staatssekretarıats, wurde
ZU Apostolischen Nuntıus In Warschau ernannt Dıie
Entsendung eiınes Polen In das Gastland galt als UNSC-Dıie polıtıschen Sympathıen der Kırche wöhnlıich. In der Regel akkreditiert der Heılıge Stuhl kei-haben sıch verlagert He  3 Landsmann die Nuntılatur. Der Papst unterstrich

In der ErStienNn Phase des Systemwechsels erhiıelt die katho- mIıt dieser Entscheidung das esondere Augenmerk auf
seın Heımatland und versprach damıt ıne noch dırekterelısche Kıirche 1mM Ergebnıis der Verhandlungen „Run- Einflufßnahme auf die innerkirchliche Entwıcklung, alsden Tisch“ In dreı Gesetzeswerken die öftentlich-rechtli-

che Anerkennung ıhrer seIlt Jahrzehnten tatsächlichen dies in anderen Ländern bereıits der Fall Wr

Posıtion (vgl BIK Junı 1 SS 286) Am Maı 1989 hatte Im Wahlkampf 1989 hatte sıch die Kırche noch weıtge-
der SeJm eın Artıkel umtassendes Gesetz verabschie- hend mIıt der damalıgen Upposıtion solıdarısıiert. Dıies g -
det, das die Bezıehungen zwıschen Kiırche un Staat regelt schah nıcht 995 cathedra“, sondern durch unübersehbare
und A4UuS vier Teılen esteht. Insbesondere der eıl WEeI Sympathıiebeweıise VO seıten der Bıschöfe, vielmehr aber
des Gesetzes 1ST mIt Blick auft die ötftentliche Diıskussion noch der Priester 1n ıhren Gemeıinden ZUZUNSIEN der „SO=
über die Rolle und den Platz der katholischen Kırche In lıdarnos6“-Kandıiıidaten. Damals wurden die „Solıdar-
der polnıschen Gesellschaft VO Bedeutung, dıe 1m Früh- nos6“-Kandıdaten andere unabhänige Kandıdaten
Jahr dieses Jahres entbrannte, als die Einführung des Reli- noch weıtgehend ungeachtet ıhrer weltanschaulichen
g10nsunterrichtes den staatlıchen Schulen eiınen Eındruck Herkuntft und Kiırchennähe bzw -ferne TStUtzt Aber
VO Scheidelinien In der polnıschen Polıitik vyab schon damals dıe Vorbehalte gegenüber nıcht als
Nıcht mehr der seIlIt über vierz1g Jahren schon klassısch kırchentreu gveltenden Kandidaten unüberhörbar, und In
nennende Kirche-Staat-Disput, sondern das Kırche-Ge- nıcht wenıgen Fällen warben katholische Priester
sellschaft-Verhältnis rückt INn den Vordergrund. Stimmen für besonders hierarchiekonforme konservatıv-
Im besagten eıl WEeIl des (Gesetzes VO 1989 gyeht natıonale Parlamentsbewerber der biısher als regımenahediıe Aktivitäten der Kırche, 1mM einzelnen Regelungen gyeltenden Vereinigungen un: PZKS „Solıdar-
des öffentlichen Kultes @ Walltahrten und Prozessio0- nos6“-Bewerber.
nen), der Katechese und des Schulwesens, der Mılıtärseel- Often ZULage URAR iıne Verlagerung der Sympathiıen der
OTrSC, der Seelsorge In staatlıchen Eınrıchtungen SOWIE katholischen Kırche aber Eerst In diesem Jahr miıt der Wwel-
der kiırchlichen Organısatıonen und katholischen Vereıl- Ausdıfferenzierung des polıtıschen Spektrums und
nıgungen. Die Kırche estand „damals” nıcht auf eiıner dem Auseınanderbrechen der „Solıdarnost”-Bewegung.Rückkehr In die Schulen. Allerdings erkannte der Staat In Di1e Regierung Mazowileckı erfreute sıch WAar seIlt ihrer
dem (Gesetz das Recht VO  $ Eltern und Erzıiehungsberech- Etablierung der moralıschen Unterstützung des Episko-tıgten auf relig1öse Erziehung der Kınder un: Jugendli- pats. Dieser drängte aber nach eıner Schamfrist auf die
chen Man INAasS dıe Zurückhaltung der katholischen rechtliche Regelung VO Postulaten, die offensichtlich
Kırche mI1t Bezug auf die Wıedereinführung des Relıi- 1U  _ A4U S polıtischen Erwägungen In der erSsten nachrevolu-
X10nsunterrichts als Schultach darauf zurückführen, da{fß tiıonären Phase nıcht auf der Tagesordnung standen.
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Diıe Spaltung der „Soliıdarnose” 1n ine emonstratıv die Gesichtspunkten erschwert wurde. Wer konnte oder
ähe ZUur katholischen Hiıerarchie suchenden Gruppe wollte sıch schon der Unterstellung auSSeLZCN, MIt den
den bısherigen Gewerkschaftsvorsitzenden und Präsı1- verblichenen Kommunıisten LWAas gemeın haben?
dentschattsbewerber Lech Walesa und die ebentalls katho- Der Vorstofß der polnischen Bischöfe wurde VO der Re-
lısch gepragte, schliefßlich VO einem katholischen „Altak- o1erung und dem zuständıgen Mınısteriıum ursprünglıch
tıvisten ” , dem remıer Tadeusz Mazowieckt, geLragenNE reserviert aufgenommen und die Weisheıit der Einführung
Gruppe;, der aber iımmerhın iıne A4US der laızıstiıschen Lin- des Religionsunterrichts als Pflichtfach 1n 7Zweıtel PFCZO-
ken kommende und lıberale Führungselıte mıtangehört SCHh Dıie stellvertretende Erzıiehungsministerin NNa Rad-
neben der renommılerten katholischen Intelligenz Stanıs- zı wıll, selbst Miıtglied des Klubs der katholischen Intellı-
Fa Stomma, Jerzy Turowicz, Andrze]j Wielowieyskı PENZ, wurde mıt der Bemerkung zıtıert, da{fß das inıste-

A erleichterte der Kırche iıne entschiedene nteres- ı1um die Einführung eınes obligatorıschen Relıg1onsun-
SCENVErLrFELUNG in der öffentlichen Dıskussıion. terrichts für „völlıg unangemessen“ halte Sıe ArgumeNn-

tıerte, dafß eın solcher Schritt potentiell spaltend wiırke
und Spannungen in der Schule verursachen könne. Relıi-

Die Rückkehr des schulischen 71020 würde eiınem Schultach neben anderen degra-
Religionsunterrichts diert. Zudem se1l „gefährlıch, Religionsunterricht ıIn eın

System einzufügen, das auf hierarchischen Beziehungen”Auft ihrer 240 Vollversammlung VO Aprıl bıs Maı beruhe Gazeta Wyborczatorderten dıie katholischen Bischöfe Polens die „volle In der Öffentlichkeit WAar das Echo ebentalls eher skep-Rückkehr des Religionsunterrichts den Schulen und tisch. Selbst bekannte Katholiken befürchteten Schikanen
diesem 7wecke iıne Garantıe ın der Verfassung und 1m nıchtkatholische Mitschüler und eın ng SA
(Gesetz über natıonale Erziehung”. Der stellvertretende sammenwirken VO  — Kırche und Staat Katholische Publi-
Sekretär der Bischofskonferenz, Bischof Alojzy Orszulik, zıisten arnten VO  — der Versuchung, die Stellung der
erklärte ın einem Interview für dıe „Gazeta Wyborcza” katholischen Kırche und des Glaubens stark mI1ıt der
Q da{fß 1m Jahr UVO unmöglıch SCWESCH sel, Macht des (Gesetzes verquicken.die Rolle der Kırche In der Erziehung dıiskutieren, da
die damalıge Regierung Religionsunterricht
Schulen ebenso WI1e katholische Grundschulen und Durch Erlaß eingeführtkırchliche Lehrer-Fortbildung eingestellt SECWESCH se1l Da

Allgemeın WAar TWARLEeL worden, da{fß die Entscheidung Indie Kırche ber Wiederautbau des Staates beteıligt sel,;
wünsche S1€e MmMIt gleichem Recht dıe Beteilıgung der Er- einer grundsätzlichen Frage 1im Parlament tallen

werde. Um yrößer Wr dıe Überraschung, als das Er-zıehungsreform. Orszulık unterstrich, da{fß das Erzie-
hungssystem die christlichen Werte wıderspiegeln solle, zıehungsminısterıum August mıtten INn den Schul-
dıe der überwältigenden Mehrheıt der Polen gemeınsam fterıen PCI Erlafß die Rückkehr des Religionsunterrichts
selen. Zugleıich ollten aber dıe Überzeugungen VO EI- ın die Schulen ZUu September verfügte. Die Überein-
VvernM und Kındern respektiert werden, die die christlichen kunft Lırug die Handschriuft des Episkopats, denn der Kır-
Werte nıcht teılen. che wurde dıe alleinıge Bestimmung über den Lehrinhalt
Prımas Glemp verband ın eıner Predigt Maı die zugestanden. Di1e „Instruktion betreffend der Rückkehr

des Religionsunterrichtes ıIn dıe Schule 1m SchuljahrFrage des Religionsunterrichts mIıt den NEUSECWONNECNECN
Freiheiten der Polen Freiheit mMUSse welse ZENULZL WCI- 1990/91°, die ıne Probezeıt VO einem Jahr bıs einer
den und „verankert 1mM Bewulfstsein und verantwOortiungsS- endgültigen gesetzlichen Regelung vorsıieht, Warlr VO der
vollem Verhalten“ Gazeta Wyborcza, 14 Dıiıe (Jemeinsamen Kommuissıon zwischen Kırche und Regierung
Bischöfte zeıgten sıch besorgt SCH eınes talschen (Ge- ausgearbeıtet worden. Die Lehrinhalte werden den Unter-
rauchs der Freiheıit be1 der Jugend. Aus diesem Grunde richtsbehörden L1LUTLE ZUr Kenntnıiıs gebracht, Lehrer VO Je=
drängten S1e auf relıg1öse Unterweısung den Schulen. weılıgen Bischof eingesetzt und abberuten. Angesıchts
Schule zähle der „integralen Erziehung des Men- des Fehlens VO Religionslehrern wırd der Relıgi1onsun-
schen”, A4US der dıe relıg1öse Dımension nıcht auszuklam- terricht praktisch alleın VO Priestern gegeben. FEın Zuge-

ständnıs VO seıten der Kırche konnte INn  S darın sehen,IET sel Glemp unterstrich noch einmal, da{fß die
katholische Kırche nıcht das exklusıve Recht auf relız1Ööse da{ß die Einführung des Religionsunterrichts der Ka

Erzıehung beanspruche und dieselben Rechte allen relıg1- scheidung VO Eltern und Schülern oblıegt, 1m Gegensatz
Osen Bekenntnissen gyarantıert werden mülfsten. dem vielfachen Verlangen nach einem Pflichtfach Relıi-

&100.Die Verbannung des Religionsunterrichts dıe „kate-
chetischen Punkte“ brandmarkten viele Befürworter eınes Vıele polnische Katholiken befürchten, da{ß die NEUE Re-

Religionsunterrichts den staatlıchen Schulen als ıne gelung Konflikten In der Gesellschaftt tühren könnte.
Erblast der kommunistischen Herrschaft und totalıtäre Der soz1ale Druck ZUYTY Teilnahme Religionsunterricht ın

den kirchlichen Räumen WAar bereıts sehr hoch und wırdStrukturen der Vergangenheıt, womıt iıne ratiıonale Diıs-
kussıon dıie Vor- und Nachteıle des Religionsunter- siıcherlich durch dıe „Kontrolle” des Prıiesters, der Lehrer
richts Schulen pädagogischen und didaktischen und der Mitschüler iın der Schule noch größer. Viıele DPo-
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len Iragten sıch, Ministerpräsıident Mazowıecki, Gesetzesvorlage VO katholischen Abgeordneten aller
der das „Regıieren pCr Dekret“ csehr energisch abgelehnt damals VO Gnaden der PVAP 1m SeJm Ve  en DPar-
un: die Bedeutung rechtstaatlıchen Vorgehens unterstr1- telen un: Grupplerungen Maı 1989 „Über den
chen hatte, beı dieser Entscheidung dıe öffentliche Aus- Rechtsschutz des ungeborenen Kındes S1ıe |Öö-
einandersetzung umgıng. Nachzuvollziehen ware, dafß STLE 1m Frühjahr 1989 priıvat und ötftentlich teilweıse sehr
Mazowieck: i eınen öffentlichen A mıt den katholıi- polemische und emotional aufgeladene Diskussionen auf
schen Bischöten ermeıden wollte, der ıhm un: selner Re- nıedrigem Nıveau 4US Da S$1e zudem In den Wahlkampf
s]erung In der innenpolıtischen Auseinandersetzung INS- Z Vorbereitung der erstien halbwegs freien Parlaments-
besondere mıt dem Walesa-Lager hätte schaden können. wahlen seIt Jahren fie] und außerdem die Getahr unbe-
Nıcht einmal der gläubige Katholik Mazowileckı konnte absıchtigter Spaltungen innerhalb der weltanschaulich
sıch eınen Streıit der katholischen Bischöfte leisten, WEenNnn heterogenen „Solıdarnost”-Opposıtion drohte, yab eın

tür breıte Schichten der polnischen Bevölkerung als tılles Übereinkommen auch 1mM Interesse des Anlıegens
Präsidentschattskandıidat noch wählbar bleiben wollte. der katholischen Kırche dıe Abtreibungsproblematık
Dıiıe VWiıedereinführung des katholischen Relig10nsunter- nıcht In die „heıße Phase“ des Systemwechsels hineinzu-
richts staatlıchen Schulen wurde VO  —$ den (nıchtkatholi- ziehen.
schen) Miıtgliedskirchen des Polnischen Okumenischen Das Heraushalten aus dem Wahlkampf 1ST be] der Jüng-KRates miıt Skepsıs aufgenommen. Der Rat ıldete iıne
Kommıissıon, dıe beım Erzıiehungsministerium eın Miıt- sten (Gesetzesinitliatıve des Senats, der zweıten Kammer

des polnischen Parlaments, VO September dieses Jahresspracherecht für dıe zukünftige Gestaltung des Relıgi0ns-
unterrichts eintordert. In eiınem Kommun1que außerte nıcht mehr möglıch. Die Geschichte der Gesetzesiniıtlatıve

des Senats begann 1m Dezember 1989, als enatoren ıInsıch der Kat besorgt über den „Immer deutlicher werden- einem Brief Senatsmarschall Stelmachowski die An-den Mangel Al polıtıscher Kultur und Toleranz“ nahme der Gesetzesvorlage beantragte, die 1mM Frühjahr(kathpress 6./  \O 1ın Polen 1989 1m alten Sejm eingebracht worden WTr Stelmachow-
ckı ANLWOTFLEeTLE mIt einem eiıgenen Gesetzesprojekt

Aprıl dieses Jahres, das In den Senatskommuissıionen fürDi1e Kontroverse den rechtlichen Sozıalpolıtık und Gesundheıt SOWIE für Gesetzgebungsar-Schutz des ungeborenen Lebens beıiten diskutiert wurde mIt dem Ziel der Vorbereıitung
eines Gesetzentwurts. An den Kommıissıonssitzun-Weıter als die Ööffentliche Auseinandersetzung den Re-
SCH nahmen Vertreter der Kırche, engagıerte Organısa-lıg1onsunterricht lıiegen die ersten Vorstöße eıner Re- tiıonen un: Bewegungen un: auch Vertreterinnen VOtorm bzw einer völliıgen Neuformulıerung der Abtreibungs- Frauen- un: teminıstischen Bewegungen teıl.gesetzgebung zurück. Miıt dem Gesetz VO 1956 wurden Während der Behandlung der Abtreibungsproblematıik Indıe Bedingungen für eınen zulässıgen Schwangerschaftts-

abbruch festgelegt. Das Gesetz 1e(ß den Schutz des UuNSC-
den Kommissıonssıtzungen hlıeben bıs Z Eınbringung
des Gesetzentwurfs Meınungsunterschiede bestehen.borenen Lebens gyänzlıch außer acht und argumentierte

ausschliefßlich VO der Posıtion des Gesundheıitsschutzes Diese betrafen siıcherlich nıcht die „Philosophie“ des Ge-
SELZES Den Inıtıatoren geht die Feststellung, da{fßeiner schwangeren, auf einer Abtreibung bestehenden sıch beı dem werdenden Leben nach dem RechtsstatusFrau aus Im Prinzıp wurde miıt diesem (GGesetz der eın menschliches Wesen andelt. Das 1sSt 1m VergleıchSchwangerschaftsabbruch uneingeschränkt Ireigegeben. dem Abtreibungsgesetz VO 1956 der Durchbruch einesPolens katholische Kırche hat das (Gesetz In otftizıellen

Erklärungen wıederholt als Produkt eiınes atheistischen völlıg anderen Ansatzes. In diıesem Sınne ISt das VOTISC-
schlagene (Gesetz nıcht 1Ur eın Antı-Abtreibungsgesetz,Regiımes abgelehnt, ebenso WI1€e die oblıgatorısche Einfüh-

runs der 7Zivilehe 1m Jahre 1946 und die gesetzliche Rege- sondern zugleıich eın Gesetz ZUr CGarantıe des Menschen-
rechts auf Leben Das Recht soll das Leben un: dıe (G2-lung der Ehescheidung.

SeIlt Jahren haben Miıllıonen VO Frauen In Polen legal sundheıt des Kındes VO Begınn schützen; VO daher
oalt eın Abort als eın Verstofß dieses Recht TSt hıerdıe Schwangerschaft abgebrochen, obwohl die Kırche begannen die Meınungsunterschiede zwıschen den Sena-hierzu eınen eindeutigen Standpunkt bezogen hatte. Der Es entstand die Frage: Stratfen, WE  = bestrafen, W1€eKirchenprotest hatte keıinerle1 Erfolg, da sıch dıe Zahl der bestrafen, welche Ausnahmen zulassen?Aborte nıcht verringerte. Di1e Mehrheit der Frauen, die

den Eingrift vornehmen lıeßen, bezeichneten sıch selbst
als gläubıge Katholikinnen. Dıie polnısche Gesellschaft
akzeptiert, WI1e zahlreiche VO katholischen Sozialwıssen- Dıie Gesetzesvorlage des Senats
schaftlern und Theologen durchgeführte Untersuchun- Am September nahm der Senat schliefßßlich nach hıtzı-
SCH über Jahrzehnte belegen (vgl Januar 11 990, SCH Debatten iıne Gesetzesvorlage d die gegenüber

die katholischen Moralnormen hınsıchtlich der eıner ersten Versıion, die VO  e Senator Walerian Piotrowskı
prıyaten Lebenssphäre NU  — sehr selektiv. vorgestellt worden WAar, abgemildert wurde. Piotrowskı
Dıie Jüngste Diskussion iıne alte Kontroverse ZWI1- wollte den Abbruch nıcht eınmal dann zulassen, WECNN die
schen Kıirche un: Staat wurde miıt der Einbringung eıner Schwangerschaft einer Vergewaltigung oder WECNN das ID
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ben der Mutltter edroht 1St Großen VWıderspruch ertuhr se1n, die Diskussion über die Schwangerschaftsgesetzge-
die These, ıIn einem solchen Fall habe der dıensthabende bung In Polen aus dem begonnenen Wahlkampf heraus-
Arzt arüber befinden, ob das Leben des Kındes oder zuhalten, der sıch über das nächste halbe Jahr hınzıehen
das der Mutltter Zuerst retten sel Dıie abtreibende Frau wiırd. Für Ende November steht die Wahl des Staatspräsı-
sollte nach dem Wıllen Piıotrowskıs mıt WEel Jahren (Se- denten A un: 1mM Frühjahr 1991 soll eın Parlament
fängnis bestraft werden. Die zuletzt ANSCHOMMEN (Ge- gvewählt werden.
setzesvorlage SO 5 die ZU  _ ersten Lesung den Durch dle Diskussion über Religionsunterricht undSem verwıiesen wırd, sıeht War weıter iıne Gefängnis-
strafe für die Vornahme eiınes Schwangerschaftsabbruchs Schwangerschaftsgesetzgebung wırd die Rolle der katho-

lıschen Kırche 1m gesellschaftlichen Leben Polens In die
VOTL, doch wırd eın anzer Personenkreis VO der Stratan-
drohung AUSSCHOMMECN. So bleibt dıe Frau straffreı, WENN

Polemik der Wahlkämpfer hineingeraten. Dıe Kırche
selbst wırd verstärkt befragt werden, WI1€e S1€e hre Rolle InS1e selber die Abtreibung veranla{fit. Dies gılt auch für den eıner pluralıstischen Gesellschaft sıeht, W1€e S1e hre realebehandelnden Arzt, WECNN das Leben der Multter edroht polıtische Macht und ihren Einflu(ß geltend machen1STt oder die Schwangerschaft Resultat eınes Verbrechens sucht, ob S1€e der Meınung st, da{ß sıch iıne mehrheitlichIS Um Härten umgehen, 1St iıne Klausel vorgesehen,

die dem Gericht San besonders begründeten Fällen“ katholische Gesellschaft In eiınem „katholischen Staat“
wıderspiegeln oll Dıiıe Antworten auf diese Fragen teılenfreistellt, VO  S eıner Bestrafung abzusehen. Fünf Jahre

Freiheitsentzug drohen denjenıgen, die das ungeborene wenıger Gläubige und Ungläubige 1n Polen als das katho-
lısche Kırchenvolk und die katholische Intelligenz selbst.Leben durch Gewalt, Drohung oder Täuschung vernıch- Vıele angesehene Persönlichkeiten 4U S der katholischen

e  S uch die Veränderung genetischen Materıal oder Kirchenbewegung befürchten nach dem Ende des überUmgebungsfeld des ungeborenen Lebens oll miıt Eın- 40Jjährigen Kirche-Staat-Konflikts 1U iıne großeschränkung der bürgerlichen Rechte für WEel Jahre g-
ahndet werden (vgl (Gazeta Wyborcza, ähe VO Staat und Kirche, WAas zugleich auch iıne NMEUEC

Abhängigkeıit der katholischen Kirche VO den staatlıchen
Wann das (Gesetz ZzUuU Schutz des ungeborenen Lebens In Instanzen und polıtischen Interessengruppen bedeuten
Kraft LreLEN kann, 1St noch völlıg offen Zunächst eınmal würde. Vor der katholischen Kıirche 1ın Polen steht dle
wurde Z Behandlung die Kammer, den SeJm, zroße Aufgabe, ın einer pluralıstischen Gesellschaft, dıe
verwıesen. Hıer werden noch lange Omm1ss10nNssItzun- schützen Aufgabe des Staates ISt, auf ine Sanz NECUE

SCH In den Ausschüssen bevorstehen. Es wırd unmöglıch Art Volkskirche werden. 7h):ieter Bıngen

Entwicklungszusammenarbeit ach dem Ende des
Ost-WVWestkonfliktes
Fragen Hans DPeter Merz
Was bedeutet der ZusammenDruch des „Sozialısmus“ für dıe lands geht der Ost-Westkonflikt Ende 7u erwarten
Länder der Drıtten Welt? Werden dıe Entwicklungsländer ware, da{ß dıe adurch freiwerdenden Energıen verstärkt
DO Ende des (Ist- Westkonflıktes profitieren ? Inmwieweınt der Drıtten Welt ZUgZULE kommen. Befürchtet wiırd aber
geht dieses auf ıhre Kosten ® Wo zeıgen sıch heute dıe Folgen eher das Gegenteıl. ber den 1U sıchtbar gewordenen
gravierender Fehler früherer Entwicklungsstrategien ® We ıst Problemen, die überwıegend A4U S dem CNOTINEN WIrt-
das ın etzter eıt z ieder heftiger diskutierte übermäßige Be- schaftlıchen Geftälle zwıischen Ost und West resultieren,
völkerungswachstum ım Blick auf dıe wirtschaftliche UN. gerate, heiflit C die Driıtte Welt gegenteılıger Re-
ökologische Entwicklung einzuschätzen ® Und Wads 1st letzt- den ıIn Vergessenheıt. Wıe berechtigt sınd solche Re:
ich wichtiger: Kapitalhilfe oder personelles „ Teılen“? Das fürchtungen?
sind einıge Fragen, dıe ıIn UNSeEeren Interview) mıb dem frühe- Merz Die Antwort mu{fß sıch auf mehrere Ebenen erstrek-
ren zayeıten Geschäftsführer DO  - Miısereor UN. heutigen (G2- ken Was Deutschland betrifft, hat der Bundeskanzlerschäaftsführer bei der dem Bundesministerium für Wirtschaftli- erklärt, SCH der Hıltfe nach Osten werde dıe Hılfe nachche Zusammenarbeit zugeordneten Deutschen Gesellschaft
für technische Zusammenarbeit GCIZ) In Eschborn bei Süden nıcht geschmälert. Dies 1St nachgewiesen durch dıe

Steigerung des Haushalts für dıe Entwıcklungszusam-Frankfurt, Hans Peter Merz, angesprochen werden. Die Fra-
sCchH stellte Davıd Seeber. menarbeıt 9n Prozent INn diesem Jahr Dıie Europäı1-

sche Gemeinschaft hat 1m Lome [V-Abkommen miıt
Herr Merz, MIt der Demokratisierung der Ostblock- 120 Mrd Ecu eıinen 41 Prozent SÖheren Beıtrag

länder un: der VWıederherstellung der Einheıit Deutsch- ZUuUnNStieEN der assoz1ılerten Länder für die nächsten fünf


